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Vorwort des CIO 

Liebe Leserinnen und Leser,  

digitale Medien haben bereits seit längerem 
Einzug in unseren Alltag gehalten und sind 
aus diesem nicht mehr wegzudenken. Ein-
käufe und Bankgeschäfte erledigen viele 
von uns wie selbstverständlich online. Die 
Kommunikation per E-Mail und über andere 
Dienste hat in vielen Bereichen schon 
längst den Brief in Papierform ersetzt. In-
formationen jeglicher Art holen wir uns aus 
dem World Wide Web und in unterschiedli-
chen Situationen nutzen wir die digitale Un-
terstützung. 

Bei Angelegenheiten im Zusammenhang 
mit Behörden der öffentlichen Verwaltung 
muss man jedoch oftmals wieder zu Stift 
und Papier greifen oder persönlich vor Ort 
erscheinen.  

Europa, Deutschland, die Länder und die 
Kommunen haben es sich zum Ziel gesetzt, 
die Verwaltung zu modernisieren. Bürger 
sowie Unternehmen sollen ihre Anliegen 
gegenüber der Verwaltung auch online er-

ledigen können, orts- und zeitunabhängig. 
In wenigen Jahren soll dies genauso 
selbstverständlich sein, wie es bereits heu-
te in anderen Lebenslagen geschieht.  

Thüringen hat sich hierbei bereits vor eini-
gen Jahren auf den Weg gemacht. Verwal-
tungsleistungen online anzubieten, ist je-
doch nur die Spitze des Eisbergs. So muss 
beispielsweise die heterogene IT-
Landschaft vereinheitlicht und zentralisiert 
werden. Prozesse und Strukturen müssen 
optimiert werden. Eine große Rolle bei der 
Digitalisierung spielen der Datenschutz und 
Informationssicherheit, schließlich ist es 
wichtig, einen sicheren Rahmen für  
E-Government zu schaffen. 

Mit dem Thüringer E-Government-Gesetz 
wurden nun auch die rechtlichen Grundla-
gen für den Freistaat geschaffen. Aus die-
sem Gesetz und dem Online-
Zugangsgesetz ergeben sich klare Fristen 
im Bereich der Digitalisierung der Verwal-
tung.  

Bei der Umsetzung soll die vorliegende 

Strategie für E-Government und IT unter-

stützen. Als Leitfaden für die Verwaltung 

soll sie dazu beitragen, die richtigen Maß-

nahmen zu ergreifen. Auf den folgenden 

Seiten können Sie den Rahmen kennenler-

nen, den wir uns als Landesverwaltung ge-

geben haben. Als Beauftragter des Frei-

staats Thüringen für E-Government und IT 

steuere ich den Prozess der Umsetzung. 

 

 

Dr. Hartmut Schubert 

Thüringer Finanzstaatssekretär 

CIO des Freistaats Thüringen 
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Anteil elektronischer 
Einkommensteuererklärungen 2017

Einleitung 

Moderne Informations- und Kommunikati-
onstechnologien werden in nahezu allen 
gesellschaftlichen Bereichen immer wichti-
ger. Mittlerweile nutzen 
in Deutschland mehr 
als 80 Prozent der Be-
völkerung das Inter-
net1.  

Auch bei Verwaltungsleistungen werden 
verstärkt digitale Angebote in Anspruch ge-
nommen. So lag z. B. 2017 der Anteil der 
elektronisch eingereichten Einkommen-
steuererklärungen für den Veranlagungs-
zeitraum 2016 deutschlandweit bei durch-
schnittlich 62,5 Prozent, in Thüringen sogar 
bei über 70 Prozent2, vgl. Abbildung. 

Dieser Wert ist auf mehrere Gründe zu-
rückzuführen: 

� Die Möglichkeit eine Einkommensteuer-
erklärung elektronisch abzugeben, be-
steht bereits seit vielen Jahren. Der An-
teil elektronischer Steuererklärungen ist 
sukzessive gestiegen, trotz anfänglich 

                                                           
1 Quelle: www.statista.com  
2 Quelle: AG Kernkennzahlen; Anteil elektronischer Ein-
kommensteuererklärungen für den Veranlagungszeitraum 
2016 im Jahr 2017 

bestehender Hemmnisse, das Angebot 
zu nutzen.  

� Die Länder haben zum Teil Anreize ge-
schaffen, um den Wandel vom Papier zur 
elektronischen Steuererklärung (ELS-
TER) zu beschleunigen. Zudem wurde 
ELSTER sehr intensiv beworben und 
publiziert. 

� Für einen Teil der Steuerpflichtigen (Ge-
werbetreibende und Selbständige) be-
steht zudem eine gesetzliche Pflicht, 
die Steuererklärung elektronisch einzu-
reichen.  

� Es handelt sich um eine Verwaltungsleis-
tung, welche wiederkehrend (i. d. R. 
jährlich) in Anspruch genommen wird 
und nicht nur einmalig oder gelegentlich. 

� Das Portal (www.elster.de) wurde in ei-
nem länderübergreifenden Verbund ent-
wickelt und wird bundeseinheitlich ein-
gesetzt. 

Es könnten noch weitere Aspekte aufge-
führt werden. Das Beispiel macht jedoch 
deutlich, dass das reine Online-Angebot ei-
ner Verwaltungsleistung nicht automatisch 
dazu führen wird, dass dieses von der 
Mehrzahl der Bürger und Unternehmen ge-
nutzt wird.  

Viele weitere Gesichtspunkte spielen bei 
diesem Prozess eine Rolle. Es zeigt aber 
auch, dass das Interesse und die Bereit-
schaft bei den Bürgern vorhanden sind, 
Verwaltungsleistungen mit Hilfe digitaler 
Unterstützung zu erledigen. 
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Auch in anderen Bereichen werden inzwi-
schen Verwaltungsleistungen online ange-
boten. In Thüringen stellt ThAVEL (Thürin-
ger Antragssystem für Verwaltungsleistun-
gen; www.thavel.thueringen.de) hierfür die 
zentrale Plattform dar. Das Angebot muss 
jedoch erheblich und rasant ausgebaut 
werden. Hierbei spielt die kommunale Ebe-
ne eine wichtige Rolle, da eine Vielzahl von 
Verwaltungsleistungen auf der kommunalen 
Ebene angeboten wird. Die Angebote müs-
sen für den Bürger und Unternehmen be-

kannter und leichter auffindbar sein. Die 
Bedienbarkeit muss einfacher und an-

wenderfreundlicher gestaltet werden.  

Bei einigen Leistungen können zwar Anträ-
ge elektronisch ausgefüllt werden, müssen 
jedoch im Anschluss ausgedruckt, unter-
schrieben und per Post an die Behörde 
übersandt werden. Häufig bestehen noch 
gesetzliche Schriftformerfordernisse oder 
es fehlen alternative digitale Möglichkeiten. 
Diese Medienbrüche müssen künftig ver-
mieden und Vorgänge durchgängig digita-

lisiert werden - vom Antrag bis zum Be-
scheid.   

Das am 18. August 2017 in Kraft getretene 
Online-Zugangsgesetz (OZG) verpflichtet 
Bund und Länder, bis zum 31. Dezember 
2022 sämtliche Verwaltungsleistungen 
elektronisch anzubieten. Dies betrifft etwa 
575 OZG-Leistungen3. Zudem sollen die 
vielen einzelnen Portale von Bund, Ländern 
und Kommunen in einem Portalverbund 
verknüpft werden. 

In Bezug auf elektronische Verwaltungsleis-
tungen legen die Nutzer - neben den be-
reits genannten Punkten - vor allem großen 
Wert auf stets verfügbare Systeme und 

den Schutz ihrer Daten.  

                                                           
3 Quelle: OZG-Umsetzungskatalog, 1. Auflage der ]init[AG 
im Auftrag des Bundesministeriums des Innern, für Bau 
und Heimat; ISBN 978-3-947660-01-8 (elektronisch) 

Zur Bewältigung der vielfältigen Herausfor-
derungen bedarf es einer Strategie, mit de-
ren Hilfe die weiteren Aktivitäten in den Be-
reichen E-Government und IT langfristig 
geplant werden und eine gleichgerichtete 
Vorgehensweise innerhalb der Landesver-
waltung sichergestellt wird. Diese muss ne-
ben allgemeinen gesellschaftlichen Ent-
wicklungen und den Rahmenbedingungen 
im Freistaat auch die Entwicklungen auf na-
tionaler Ebene (z. B. Nationale  
E-Government-Strategie4 und Initiativen der 
Bundesregierung) und auf EU-Ebene (EU-
Richtlinien) berücksichtigen. 

Die vorliegende Strategie wurde 2014 mit 
Unterstützung der Julius-Maximilians-
Universität Würzburg (Lehrstuhl für Be-
triebswirtschaftslehre und Wirtschaftsinfor-
matik, Prof. Thome) erstellt und wurde nach 
nunmehr vier Jahren evaluiert und fortge-
schrieben. In der Zwischenzeit wurden not-
wendige Strukturen zur Zusammenarbeit 
auf Landesebene und mit den Kommunen 
geschaffen, vgl. Abschnitt „Zentrale  
E-Government- und IT-Organisation“.  

Mit ThAVEL wurde eine Serviceplattform 
entwickelt, über die erste assistenzbasierte 
Antragsverfahren sowie eine Bezahlmög-
lichkeit bereitgestellt wurden. Das Angebot 
wird sukzessive erweitert. Weitere Ausführ-
rungen zu konkreten Maßnahmen können 
dem Abschnitt „Umsetzung der Strategie“ 
entnommen werden.  

In den nachfolgenden Abschnitten werden 
strategische Ziele formuliert, die für die 
Weiterentwicklung von E-Government und 
der IT in der Landesverwaltung handlungs-
leitend sind. 

                                                           
4 Die Nationale E-Government-Strategie strebt die ge-
meinsame strategische Ausrichtung bei der Weiterent-
wicklung von E-Government in Bund, Ländern und Kom-
munen an 



7 

 

Die Ziele sind im Kern darauf ausgerichtet: 

� Thüringen als Wirtschafts-, Hochschul- 
und Forschungsstandort, Wohnort und 
Reiseziel zu stärken. Hierfür sollen vor 
allem praxisrelevante Verwaltungsleis-
tungen und Informationen nutzerfreund-
lich und elektronisch bereitgestellt wer-
den (Ziele 1 und 2). 

� den Anforderungen von Open Govern-
ment5 und Informationssicherheit Rech-
nung zu tragen (Ziele 1, 3 und 4). Aktuel-
le Studien zeigen, dass der Anteil der In-
ternetnutzer, die elektronische Verwal-
tungsleistungen in Anspruch nehmen, 
aus Angst vor Datendiebstahl zurück-
geht. Hierauf muss die Verwaltung rea-
gieren und zuverlässige, sichere Syste-
me anbieten. 

� das Verwaltungshandeln insgesamt effi-
zienter und zukunftsfähig zu gestalten. In 
diesem Zuge sollen u. a. Verwaltungs-
prozesse optimiert und durchgängig digi-
talisiert abgebildet, die IT-Landschaft in 
der Landesverwaltung einheitlich und 
bedarfsgerecht gestaltet sowie das Thü-
ringer Landesrechenzentrum (TLRZ) als 
zentraler IT-Dienstleister für die Landes-
verwaltung gestärkt werden (Ziele 1 und 
5 bis 7). 

� die Arbeitssituation der Mitarbeiter in der 
Verwaltung zu verbessern und die Ent-
wicklung des IT-Personals in der Lan-
desverwaltung gezielt zu steuern (Ziele 8 
und 9).  

                                                           
5 Open Government beschreibt die weitere Öffnung von 
Regierung und Verwaltung gegenüber Bürgerinnen und 
Bürgern, Wirtschaft und Wissenschaft. Unter dem Begriff 
lassen sich die drei Teilbereiche Transparenz, Teilhabe 
und Zusammenarbeit zusammenfassen. 

 

� Kooperationsmöglichkeiten zu nutzen 
(Ziel 10). Hier geht es nicht nur darum, 
sich bei Projekten auf Ebene des  
IT-Planungsrats mit einzubringen, son-
dern auch mit anderen Ländern und mit 
den Thüringer Kommunen enger zu-
sammenzuarbeiten. 

Die Ziele sind von der Landesverwaltung 
umzusetzen6. Um die damit verbundene 
Gestaltungsverantwortung ressortübergrei-
fend wahrnehmen zu können, erfolgt die 
ressortübergreifende Steuerung der IT und 
des  
E-Governments in der Landesverwaltung 
durch den Beauftragten des Freistaats Thü-
ringen für E-Government und IT (vgl. Ab-
schnitt „Zentrale E-Government- und  
IT-Organisation“). Dieser trägt die strategi-
sche Gesamtverantwortung für  
E-Government und den IT-Einsatz in der 
Landesverwaltung. 

Die vorliegende Strategie für E-Government 
und IT des Freistaats Thüringen soll als 
gemeinsames Leitbild und Handlungsagen-
da der Landesregierung einen Beitrag zur 
Verwaltungsmodernisierung leisten. 

  

                                                           
6 Dabei bleibt die verfassungsrechtlich garantierte Unab-
hängigkeit der Justiz gewahrt. 
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Leitsätze für E-Government in 
Thüringen 

Die Landesregierung versteht unter  
E-Government die durchgängig elektroni-
sche Abbildung geschäftlicher Prozesse im 
Zusammenhang mit Regieren und Verwal-
ten auf allen Ebenen, d. h. sowohl der Pro-
zesse zwischen Bürgern bzw. Unterneh-
men und der Verwaltung als auch der Pro-
zesse innerhalb der verschiedenen Verwal-
tungsebenen. Die Einführung von  
E-Government zielt im Kern auf die Umge-
staltung von Geschäftsprozessen. Hier ist 
eine Rückkopplung zu Organisation, Struk-
turen und Inhalten erforderlich. 

Der Mehrwert von E-Government entsteht 
unter anderem durch die Nutzung Ebenen 
übergreifender Lösungen. Hierbei müssen 
die Möglichkeiten wie aber auch die Anfor-
derungen moderner Informations- und 
Kommunikationstechnologien berücksichtigt 
werden, um das Verwaltungshandeln zum 
möglichst großen Nutzen für Bürger, Unter-
nehmen und Verwaltung neu und sicher zu 
gestalten. 

Die Landesregierung versteht  
E-Government als kontinuierlichen Prozess, 
der nur in Teilschritten realisiert werden 
kann. 

  

Die Thüringer Landesverwaltung richtet die Weiter-
entwicklung von E-Government an folgenden Leitsät-
zen aus: 

E-Government trägt der jeweils aktuellen digitalen Entwicklung in der Gesellschaft 
Rechnung, indem nutzerorientierte und sichere Verwaltungsdienste und Informationen 
für Bürger, Unternehmen und Institutionen bereitgestellt werden. 

E-Government trägt damit auch zur Verbesserung von Wirtschaftlichkeit und Effizienz 
für Nutzer und Anbieter der Verwaltungsdienste bei. 

E-Government trägt dazu bei, die Arbeit im öffentlichen Dienst des Freistaats Thüringen 
moderner und attraktiver zu gestalten.  

E-Government erhöht die Transparenz und trägt durch bessere Partizipationsmöglich-
keiten maßgeblich zur besseren Nachvollziehbarkeit des Verwaltungshandelns bei.  
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Rahmenbedingungen 

Bei der Einführung und dem weiteren Aus-
bau von E-Government sind verschiedene 
Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. 

 

Das Internet ist aus dem Alltag der Men-
schen nicht mehr wegzudenken. Bürger 
und Unternehmen erwarten auch von der 
Verwaltung ein umfangreiches und leicht 
zugängliches Angebot an Leistungen und 
Informationen. Über ein persönliches Nut-

zerkonto
7 sollen sie ihre Daten an einem 

Ort verwalten können. Bestimmte Standard-
informationen sollen nur noch einmal mitge-
teilt werden (Once-Only-Prinzip). Gebüh-
renpflichtige Vorgänge sollen elektronisch 
bezahlt (E-Pay-ment) werden können. Nut-
zer von E-Govern-ment-Diensten legen zu-
dem großen Wert auf hochverfügbare Sys-
teme, Schutz bzw. Sicherheit ihrer Daten. 

                                                           
7 Auch bezeichnet als Servicekonto oder Bürger-/  
Unternehmenskonto; vgl. auch § 7 ThürEGovG 

Die in der Thüringer Landesverwaltung ein-
gesetzten IT-Systeme und vorhandenen  
IT-Infrastrukturen sind in einem hohen Maß 
von Heterogenität, Dezentralität, Standardi-
sierungs- und Konsolidierungsbedarf ge-
prägt. Viele unterschiedliche Systemarchi-
tekturen, Betriebssysteme, Datenbanken 
und Anwendungsprogramme vermindern 
die Transparenz und verursachen hohe 
Kosten für Betrieb, Wartung und Schulung.  

Hinzu kommt die Notwendigkeit, auch or-
ganisatorische Regelungen sowie Prozess-
abläufe anzugleichen oder zu vereinheitli-
chen. Häufig entsteht ein Konflikt zwischen 
dem Zentralisierungs- und Standardisie-
rungsgedanken einerseits und den indivi-
duellen Anforderungen der einzelnen Be-
hörden andererseits.  

Gesetze, Richtlinien, Verordnungen und 
andere Vorgaben auf EU-, Bundes- und 
Landesebene haben erhebliche Auswirkun-
gen auf die IT-Planung und -Umsetzung auf 
Landesebene, denn sie treffen in zuneh-
menden Umfang konkrete technische Vor-
gaben für IT-Fachverfahren.  

Das Online-Zugangsgesetz, welches am  
18. August 2017 in Kraft getreten ist, ver-
pflichtet Bund und Länder bis zum 31. De-
zember 2022 ihre Verwaltungsleistungen 
online anzubieten. Dies betrifft etwa 575 
Leistungen8. Zudem sind Bund und Länder 
verpflichtet, ihre Verwaltungsportale mitei-
nander zu einem Portalverbund zu verknüp-
fen und Nutzerkonten bereitzustellen.  

                                                           
8 Quelle: OZG-Umsetzungskatalog, 1. Auflage der ]init[AG 
im Auftrag des Bundesministeriums des Innern, für Bau 
und Heimat; ISBN 978-3-947660-01-8 (elektronisch) 

Rahmen-
beding-
ungen

Bürger/ 
Unter-

nehmen

Landes-
verwal-

tung

Gesetze/ 
Verord-
nungen

IT-
Planungs-

rat

Haushalt & 
Stellen-
abbau

Kommu-
nale 

Ebene
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• elektronischer Zugang zur Verwaltung (§ 6) 
• Servicekonto (§ 7)
• elektronische Bezahlmöglichkeit (§ 13)
• elektronischer Rechnungsempfang (§ 14) ...

2019

• Barrierefreiheit (§ 2)
• elektronische Einreichung von Nachweisen (§ 15)2020

• elektronische Akte (§ 16)
• elektronischer Aktenaustausch (§ 21)2023

• elektronischer Datenaustausch (§ 21)2025

Mit dem Thüringer Gesetz zur Förderung 
der elektronischen Verwaltung (Thüringer  

E-Government-Gesetz), welches am 24. 
Mai 2018 in Kraft getreten ist, wurden kon-
krete Festlegungen für den Freistaat getrof-
fen, vgl. Schaubild.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Weitere Regelungen sieht 
das Gesetz über die 
Grundsätze von Funktional- und Verwal-
tungsreformen vor. Nach § 10 „E-Govern-
ment“ ist u. a. die Leistungsfähigkeit der 
Landesverwaltung durch den Einsatz mo-
derner Informations- und Kommunikations-
technologien zu optimieren.  

Durch die seit Mai 2018 anzuwendende 
EU-Datenschutz-Grundverordnung

9 steht 
auch die Verwaltung vor neuen, zu bewälti-
genden Aufgaben. 

                                                           
9 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz na-
türlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG 

Die Umsetzung dieser und weiterer Geset-
ze stellt erhebliche Herausforderungen für 
Bund, Länder und Kommunen dar. Es ist 
daher zwingend erforderlich, standardisierte 
Lösungswege zu schaffen. Hier setzt auch 
der IT-Planungsrat an. Eine Übersicht be-
reits vorhandener Standards ist unter 
www.xoev.de veröffentlicht.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine weitere Unterstützung stellt FIM10 mit 
den Bausteinen „Leistungen“, „Datenfelder“ 
und „Prozesse“ dar. FIM liefert fachüber-
greifend standardisierte, nachnutzbare und 
anpassbare Rohdaten und Informationen 
(Muster) zur Implementierung von Online-
Verwaltungsleistungen nach eigener Tech-
nologie, jedoch in rechtssicherer und nor-
mierter Form. Details zu FIM können der 
Seite www.it-planungsrat.de entnommen 
werden. 

                                                           
10 FIM: Föderales Informationsmanagement, ein Steue-
rungsprojekt des IT-Planungsrats; es verfolgt das Ziel, In-
formationen zu Verwaltungsvorgängen zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen zu harmonisieren. 
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Für mehr Transparenz und ein erleichtertes 
Management ist es notwendig, Haushalts-
mittel für E-Government und IT zentral zu 
veranschlagen. Hierzu dienen die IT-Fach- 
und Gesamtplanungen. So lassen sich bei-
spielsweise ähnliche Bedarfe erkennen, 
welche als Grundlage für Standardisie-
rungsmaßnahmen dienen oder in Rahmen-
verträgen gebündelt werden können.  

Eine Vielzahl von Verwaltungsleistungen 
wird auf kommunaler Ebene angeboten. 
Hier stellt sich die Situation ähnlich dar: he-
terogene IT-Landschaft, fehlendes  
IT-Personal, fehlende Zentralisierung, 
Standardisierung und Konsolidierung sowie 
Sparzwänge.  

Dem kommunalen Bereich wird die gleich-
gerichtete Ausrichtung an den nachfolgend 
genannten Zielen empfohlen, denn Ebenen 
übergreifendes E-Government kann nur er-
folgreich stattfinden, wenn alle Verwal-
tungsebenen abgestimmt vorgehen. Der 
Grundsatz der kommunalen Selbstverwal-
tung bleibt hiervon unberührt. Weitere Aus-
führungen sind dem separatem Abschnitt 
„Zusammenarbeit mit den Kommunen“ zu 
entnehmen.  

Die Ausrichtung des E-Governments in 
Thüringen wird von sieben Säulen getra-
gen: 
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Ziel 1: 
 
Die E-Government-Angebote orientieren 
sich konsequent am Nutzen für Bürger 
und Unternehmen. 

Strategische Ziele und Hand-
lungsfelder der Thüringer 
Landesverwaltung 

Die Landesregierung benennt zehn Ziele 
zur Weiterentwicklung von E-Government 
und den IT-Einsatz in der Thüringer Lan-
desverwaltung11. 

Für die Handlungsfelder 

� Gesellschaft (Bürger und Unternehmen) 
und 

� Verwaltung (Mitarbeiter und Geschäfts-
prozesse) 

werden folgende Ziele verfolgt. 

 

                                                           
11 Insoweit ist unter dem in den nachfolgenden Abschnit-
ten verwandten Begriff Freistaat die Thüringer Landes-
verwaltung zu verstehen. 

 

Handlungsfeld Gesell-

schaft 

 

 

 

Der Freistaat ermöglicht die abschließende 
Erledigung von Verwaltungsangelegenhei-
ten und -vorgängen über moderne Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien. 
Die E-Government-Angebote sind nutzer-
freundlich, barrierefrei und verständlich. 
Damit leistet E-Government einen Beitrag 
zur flexiblen Inanspruchnahme von Verwal-
tungsleistungen durch die Bevölkerung und 
durch Unternehmen, insbesondere auch in 
ländlichen Regionen.  
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Insbesondere vor dem Hintergrund eines 
Flächenlandes sowie der Schließung von 
Behördenstandorten stellt die Digitalisie-
rung eine Möglichkeit dar, um auch in Zu-
kunft eine flächendeckende und hochwerti-
ge Versorgung mit öffentlichen Dienstleis-
tungen (u. a. der Daseinsvorsorge) sicher-
zustellen und so die Entwicklungschancen 
in allen Regionen zu wahren.  

Im Einzelnen heißt das: 

� Bedarfsorientierung 

Der Freistaat baut sein E-Government-
Angebot bedarfsbezogen aus. Im Vorder-
grund stehen zunächst besonders praxisre-
levante Verwaltungsleistungen. Hierzu ge-
hören vor allem Verwaltungsleistungen, bei 
denen eine hohe Nachfrage besteht. Als 
Orientierung kann der OZG-
Umsetzungskatalog herangezogen werden, 
welcher im Auftrag des Bundesministeriums 
des Innern, für Bau und Heimat erstellt 
wurde. Zudem sollten Initiativen des  
IT-Planungsrats berücksichtigt werden. 

Bestehende E-Government-Angebote wer-
den auf ihr Verbesserungspotential hin un-
tersucht und sukzessive optimiert. 

Perspektivisch sollen sich ungeachtet un-
terschiedlicher Zuständigkeiten alle geeig-
neten Verwaltungsangelegenheiten orts- 
und zeitunabhängig, abschließend elektro-
nisch erledigen lassen. Schriftformerforder-
nisse sowie das Erfordernis des persönli-
chen Erscheinens werden geprüft und auf 
ein notwendiges Minimum reduziert. Alter-
nativ werden nutzerfreundliche digitale  
Lösungen des Schriftformersatzes angebo-
ten. 

Für anfallende Gebühren und für die Be-
gleichung sonstiger Forderungen im Zu-
sammenhang mit elektronischen Verwal-

tungsleistungen können elektronische Zah-
lungsverfahren genutzt werden.  

� Einfachheit 

Der Zugang zu den elektronischen Verwal-
tungsleistungen ist einfach und erfolgt zent-
ral über den Landesauftritt 
www.thueringen.de. Dort sind die Inhalte 
klar thematisch strukturiert, einheitlich und 
bedienungsfreundlich gestaltet.  

� Nutzerfreundlichkeit 

Die Darstellung und Nutzung elektronischer 
Verwaltungsleistungen auf mobilen Endge-
räten (Tablets, Smartphones oder ver-
gleichbaren Geräten) wird durch Einsatz 
von responsiven Webdesigntechniken12 
bzw. App-Programmierung sichergestellt. 
Diese Anwendungen und Dienste sind so 
gestaltet, dass sie für Menschen mit Behin-
derungen so weit wie möglich nutzbar sind 
und den Anforderungen der EU-Richtlinie 
entsprechen, vgl. auch § 2 ThürEGovG. 

Elektronische Verwaltungsleistungen kön-
nen mit Hilfe eines einheitlichen Identifikati-
ons- und Authentifikationssystems individu-
ell und personalisiert genutzt werden. 

� Einheitlichkeit 

Bei der Schaffung einer einheitlichen Infor-
mationsbasis zu Verwaltungsleistungen ar-
beiten Bund, Land und Kommunen eng zu-
sammen. Die Anbindung aller Verwaltungs-
einheiten an diesen Informationspool sowie 
zentrale, Ebenen übergreifende Verfahren 
bieten die Gewähr für eine breite Nutzung. 
 

                                                           
12 Beim Responsive Webdesign handelt es sich um eine 
gestalterische und technische Form zur Erstellung von 
Webseiten, so dass diese auf Eigenschaften des jeweils 
benutzten Endgeräts, vor allem Smartphones und Tablets, 
reagieren können. 
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Ziel 2: 

 

E-Government trägt zur Steigerung der 
Attraktivität des Freistaats Thüringen bei.  

 

� Mehrkanalstrategie 

Der Zugang zu den Verwaltungsleistungen 
ist frei wählbar. Die elektronische Kommu-
nikation mit der Verwaltung soll einen zu-
sätzlichen Kontakt mit der Verwaltung 
schaffen, diese aber nicht ersetzen (Mehr-
kanalstrategie). Je nach Lebens- und Ge-
schäftssituation der jeweiligen Nutzer eig-
nen sich bestimmte Zugangskanäle besser 
oder schlechter, um mit der Verwaltung in 
Kontakt zu treten. Gerade älteren Bürgern, 
die auch in Zukunft den persönlichen Kon-
takt zur Verwaltung suchen, soll dieser Weg 
weiter offenstehen. Hierfür gibt es zentrale 
Stellen in der Verwaltung, die sie in Verwal-
tungsangelegenheiten unterstützen (Bür-
ger- bzw. Servicebüros). 

� Information 

Bürger und Unternehmen kennen die elekt-
ronischen Verwaltungsleistungen. Sie wer-
den über bestehende und neue  
E-Government-Angebote permanent durch 
geeignete Maßnahmen (Publikationen, 
Pressearbeit etc.) informiert. 

Informationen der Landesbehörden werden 
im Interesse einer größeren Transparenz, 
der Verbesserung der Möglichkeiten der 
Kontrolle staatlichen Handelns und der 
Steigerung der demokratischen Meinungs- 
und Willensbildung auf dem zentralen In-
formationsregister (ZIRT13) zugänglich ge-
macht; damit wird die Teilhabe der Bürger 
und Unternehmen an Entscheidungspro-
zessen gesteigert, siehe auch Ziel 3. 

 

 

                                                           
13 siehe 
http://portal.thueringen.de/portal/page/portal/Serviceportal/
ZIRT 

 

 

 

Ein nutzerorientiertes E-Government kann 
zur Stärkung Thüringens beitragen. Des-
halb leisten die E-Government-Angebote 
des Freistaats: 

� für Bürger einen Beitrag zur Steigerung 
der Attraktivität des Freistaats als Wohn- 
und Lebensraum, indem besonders pra-
xisrelevante und häufig genutzte Verwal-
tungsleistungen und Informationen be-
reitgestellt werden (Lebenslagenprinzip). 

Daneben trägt eine umfassende Breit-
bandversorgung zur Attraktivität des 
Freistaats bei. Hierfür liegt die Zustän-
digkeit im Thüringer Ministerium für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitale Gesell-
schaft. 

� für Unternehmen einen Beitrag zur Stei-
gerung der Attraktivität des Freistaats als 
Wirtschafts-, Technologie- und Ausbil-
dungsstandort. 

Die unternehmensorientierten E-Govern-
ment-Angebote sind ein wichtiger Stand-
ortfaktor. Da bei Unternehmen die Be-
hördenkontakte im Vergleich zum Bürger 
häufiger sind, haben diese großes Inte-
resse an der Optimierung der Prozesse 



15 

 

Ziel 3: 

 

Open Government führt zu mehr Transpa-
renz und Teilhabe. 

 

Ziel 4: 

 

Daten und Informationen werden sicher 
ausgetauscht. 

zwischen Verwaltung und Wirtschaft. Un-
ternehmen tragen durch die zahlreichen, 
gesetzlich vorgeschriebenen Informati-
onspflichten gegenüber der Verwaltung 
eine hohe Bürokratielast. E-Government 
senkt für Unternehmen die Bürokratie-
kosten, spart Zeit, verbessert die Er-
reichbarkeit und die Servicequalität der 
Verwaltung. 

� für Besucher einen Beitrag zur Steige-
rung der Attraktivität des Freistaats, in-
dem interessante Informationen und An-
gebote klar strukturiert bereitgestellt wer-
den. 

 

 

Der kostenfreie und offene Zugang zu Da-
ten und Diensten spielt eine bedeutende 
Rolle in der Nutzerakzeptanz. Initiativen wie 
GovData der Bundesrepublik oder INSPIRE 
der EU tragen entscheidend zu diesem 
Vorhaben bei. 

Geeignete Informationen und Datenbestän-
de aus Politik und Verwaltung, die für Bür-
ger, Unternehmen, Wissenschaft und Ver-
waltung wichtig oder wirtschaftlich nutzbar 
sind, werden für die Zielgruppen elektro-
nisch über das ZIRT zur Verfügung gestellt.  

Mit dem Thüringer Transparenzgesetz soll 
die Transparenz verbessert und die Teilha-
be der Bürger am Informations- und  
Wissensstand der Verwaltung gestärkt 
werden. 

 

 

Die Zusammenarbeit aller Beteiligten in  
E-Government-Prozessen kann nur auf ei-
ner vertrauenswürdigen Basis erfolgen. Vo-
raussetzung dafür sind geeignete techni-
sche und organisatorische Maßnahmen, die 
Informationssicherheit garantieren. 

Ziel ist die Gewährleistung einer angemes-
senen Informationssicherheit. Dies erfordert 
Maßnahmen, die bei der Verwendung von 
Daten und Informationen die Vertraulich-
keit, Verbindlichkeit und Integrität gewähr-
leisten (Schutz vor Diebstahl, Spionage und 
Manipulation). Daneben ist die erforderliche 
Verfügbarkeit von Daten und den darauf 
zugreifenden Anwendungen sicherzustel-
len. Hierfür: 

� verfügt die Landesverwaltung über ein 
ressortübergreifendes Informationssi-
cherheitsmanagementsystem. 
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Ziel 5: 

 

Der zentrale IT-Dienstleister ist leistungs-
fähiger und kompetenter Partner der Ver-
waltung. 

� wird das einheitliche Sicherheitsniveau 
durch ressortübergreifende Informations-
sicherheitsstandards gewährleistet. 

� wird ein CERT-Thüringen (Computer 
Emergency Response Team des Frei-
staats) beim IT-Landesdienstleister be-
trieben, das die Sicherheitslage bewertet 
und über aktuelle Gefährdungen, den 
Umgang mit diesen sowie deren Beseiti-
gung informiert. Das CERT-Thüringen ist 
in den Verwaltungs-CERT-Verbund auf 
Bund-Länder-Ebene integriert. 

� werden die Mitarbeiter durch gezielte 
Maßnahmen für das Thema Informati-
onssicherheit sensibilisiert. 

� wird die rechtssichere elektronische 
Kommunikation für externe Partner (Bür-
ger, Wirtschaft) und Mitarbeiter ermög-
licht. 

� wird Informationssicherheit bereits bei 
der Planung neuer IT-Anwendungen und 
IT-Infrastrukturen mit bedacht. 

� wird die IT-Sicherheit auf dem aktuellen 
Stand der Technik betrieben. 

 

Handlungsfeld Verwaltung 

 

 

Der zentrale IT-Landesdienstleister - das 
TLRZ - unterstützt die Landesverwaltung 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Er 
stellt zentrale Verfahren und Dienstleistun-
gen zur Verfügung. Dazu werden ihm aus-
reichende Ressourcen und fachliche Kom-
petenzen bereitgestellt. 

In diesem Zusammenhang wird auf die aus-
führliche Strategie des TLRZ verwiesen.  
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Ziel 6: 
 
Die Effizienz im Verwaltungshandeln wird 
kontinuierlich gesteigert.  

 

 

Moderne Informations- und Kommunikati-
onstechnologien können der Verwaltung 
helfen, ihre Aufgaben effizienter zu erledi-
gen. E-Government ermöglicht einem mo-
dernen Arbeitgeber darüber hinaus flexible 
Arbeitsmodelle sowie neue Organisations-
formen und damit eine bessere Vereinbar-
keit von Familie und Beruf.  

� Prozessoptimierung 

Verwaltungsangelegenheiten werden pro-
zessorientiert und durchgängig elektronisch 
bearbeitet, vgl. hierzu auch § 19 
ThürEGovG. 

Durch eine Prozessoptimierung können 
Verwaltungsabläufe gestrafft und damit ins-
gesamt effizienter gestaltet werden. Für die 
Umsetzung neuer E-Government-Angebote 
ist deshalb eine umfassende Analyse und 
nutzerorientierte Optimierung der betroffe-
nen Geschäftsprozesse unerlässlich. 

Die Optimierung ist dabei in erster Linie ei-
ne organisatorische Aufgabe, deren Ziel ei-
ne elektronische Abbildung der Prozesse 
ist. Die Transformation des analogen in ei-
nen digitalen Prozess stellt die einmalige 

Chance dar, mittels Prozessmanagement 
und Prozessanalyse Abläufe neu zu orga-
nisieren, um entsprechendes Optimie-
rungspotential zu heben. 

� Bündelung und Zentralisierung 

Gleichartige und bündelungsfähige  
IT-Aufgaben für den Freistaat werden zu-
sammengeführt und von dem zentralen  
IT-Landesdienstleister (TLRZ) als Lösungs-
anbieter für die Landesverwaltung wahrge-
nommen. Die Übertragung von weiteren 
Aufgaben an den zentralen  
IT-Landesdienstleister wird geprüft. Dies 
schließt auch die zentrale IT-Beschaffung 
mit ein, soweit damit ein wirtschaftlicheres 
Ergebnis erzielt wird. 

Die schrittweise Zusammenlegung weiterer 
IT-Betriebsstätten und IT-Organisations-
einheiten in der Landesverwaltung wird an-
gestrebt. 

� Energieeffizienz 

Die Energieeffizienz der gesamten IT wird 
mithilfe des Einsatzes von „Green IT“14 ge-
steigert. Ziel ist die Reduktion des gesam-
ten Energieaufwands für Informations- und 
Kommunikationstechnik im Freistaat im 
Sinne einer nachhaltigen und verantwortli-
chen Umweltpolitik. Bei der Entwicklung 
bzw. Anschaffung neuer IT-Verfahren und 
Technik ist der Gesichtspunkt der Energie-
effizienz zu beachten. Dabei ist ein wirt-
schaftliches Verhältnis zwischen Ressour-
censchonung und Betriebs- sowie Anschaf-
fungskosten herzustellen. 

                                                           
14 Unter dem Begriff Green IT werden Bestrebungen zur 
umwelt- und ressourcenschonenden Nutzung von IT 
über deren gesamten Lebenszyklus hinweg verstanden 
(Optimierung des Ressourcenverbrauchs während der 
Herstellung, des Betriebs und der Entsorgung der Gerä-
te). 

 



18 

 

Ziel 7: 
 
Die IT-Landschaft wird bedarfsgerecht 
und einheitlich gestaltet. 

Im Rahmen einer nachhaltigen Nutzung soll 
der notwendige Verbrauch natürlicher Res-
sourcen kontinuierlich gesenkt werden. Da-
zu erfolgt die Erfassung, regelmäßige Kon-
trolle, jährliche Auswertung und die kontinu-
ierliche Verbesserung der eigenen Umwelt-
leistung. Dazu werden unter anderem die 
Grundsätze von Green-IT angewendet, 
aber auch weitere mögliche Senkungen des 
Verbrauchs von natürlichen Ressourcen, 
zum Beispiel durch Eigenverbrauch von im 
Objekt erzeugten erneuerbaren Energien, 
die kontinuierliche ökologische Sensibilisie-
rung und Motivation der Bediensteten oder 
der Einsatz CO2-neutraler Verbrauchsma-
terialien, geprüft und bei Eignung umge-
setzt. 

� Controlling 

Um die Effizienz und die Eignung der Maß-
nahmen im Bereich von IT und  
E-Government zu verfolgen und im Be-
darfsfall nachjustieren zu können, wird mit-
tels Controlling ein geeignetes Steuerungs-
element bereitgestellt. Hierfür könnte künf-
tig u. a. die fortentwickelte IT-Fach- und 
Gesamtplanung verwendet werden.  

� Recht 

Neben der organisatorischen und techni-
schen Dimension müssen auch die rechtli-
chen Rahmenbedingungen so gestaltet 
werden, dass sie den Einsatz der IT fördern 
oder zumindest nicht behindern. Schon bei 
der Erarbeitung rechtlicher Regelungen 
muss bedacht werden, ob und wie die Po-
tenziale der IT genutzt werden sollen. Da-
ran ist die Herausforderung geknüpft, den 
späteren Verwaltungsvollzug frühzeitig in 
den Blick zu nehmen.  

 

 

 

 

Moderne und aufeinander abgestimmte In-
formationstechnologien sind für eine effizi-
ente Erfüllung der vielfältigen Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung im Freistaat Thü-
ringen zwingend notwendig. 

Mit Hilfe von standardisierten Prozessen 
wird zwischen den eingesetzten Systemen 
ein hoher Grad an Interoperabilität gewähr-
leistet. Die eingesetzten Technologien ori-
entieren sich an den fachlichen Anforde-
rungen und ermöglichen eine wirtschaftli-
che Umsetzung und einen sicheren, res-
sourcensparenden Betrieb.  

� Landesdatennetz 

Das Landesdatennetz (Corporate Network) 
ist die flächendeckende Infrastruktur zum 
sicheren Informationsaustausch und zur 
Kommunikation sowie Grundlage für elekt-
ronische Verfahren. Über das Landesda-
tennetz erfolgt der Zugang zum Verbin-
dungsnetz des Bundes und der Länder so-
wie zum Internet. 

Die Dienststellen der Kommunalverwaltun-
gen haben die Möglichkeit, sich an das 
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Landesdatennetz anzubinden und gemein-
same Fachverfahren zu nutzen. 

Auf Grund des steigenden Datenaufkom-
mens werden ausreichende Anbindungen 
an das Landesdatennetz für jede betroffene 
Dienststelle bereitgestellt. Bandbreiten und 
Verfügbarkeiten der Anschlüsse richten 
sich dabei nach dem Bedarf und den Auf-
gaben der jeweiligen Stelle 

� Standardisierung und Klassifizierung der 
IT-Landschaft 

Standards im Bereich der Hardware sowie 
weit verbreitete Standards für Fachverfah-
ren bzw. Softwaresysteme werden konse-
quent angewendet. 

Die Festlegung und Anwendung verbindli-
cher Standards innerhalb der Landesver-
waltung sind von fundamentaler Bedeutung 
für eine zukunftssichere, ressortübergrei-
fende IT. Um eine maßgebliche Steigerung 
der Effizienz und Flexibilität des Verwal-
tungshandelns zu erreichen, wird die Viel-
zahl der eingesetzten Standards auf ein 
überschaubares Maß bevorzugter Stan-
dards beschränkt. Entsprechende Festle-
gungen werden in einem Standardisie-
rungskonzept für die Landesverwaltung ge-
troffen. Dieses orientiert sich maßgeblich 
am Bundesstandard SAGA.15 

Die Arbeitsplätze – auch mobile und Tele-
arbeitsplätze – werden technisch einheitlich 
und für verschiedene Nutzergruppen klassi-
fiziert ausgestattet. 

Die Zusammenführung von in verschiede-
nen Anwendungen erzeugten, verstreut ge-

                                                           
15

 Standards und  Architekturen für E-Government-
Anwendungen 

 

speicherten und auf unterschiedlichen Me-
dien verwalteten Daten wird geprüft. 

� Einheitliches Dokumentenmanagement 

Die internen Verwaltungsprozesse werden 
flächendeckend durch ein einheitliches Sys-
tem zur elektronischen Aktenführung und 
Vorgangsbearbeitung unterstützt. Im glei-
chen Zuge sollen zentrale Lösungen für die 
Langzeitspeicherung und Archivierung 
elektronischer Akten zur Verfügung stehen. 
Wichtigste Vorgabe ist dabei die Beibehal-
tung der Revisionssicherheit für die elektro-
nischen Dokumente. 

Eine effiziente Verfahrensabwicklung kann 
nur mit einer medienbruchfreien Handha-
bung von Dokumenten erfolgen. Daher 
müssen Dokumente nach vorgegebenen 
und einheitlichen Standards ausgetauscht, 
bearbeitet und abgelegt werden. Die Füh-
rung von elektronischen Akten ist ein un-
verzichtbares Element einer modernen, 
leistungs- und zukunftsfähigen Verwaltung 
und Voraussetzung für die Nutzung digitaler 
Prozesse, vgl. auch §§ 16 bis 18 
ThürEGovG. 

� Einheitliche elektronische Verfahren 

Für die elektronische Verfahrensabwicklung 
stehen Ebenen übergreifend einheitliche 
verfahrens- und fachunabhängige Systeme 
bzw. Komponenten (Basiskomponenten) 
zentral zur Verfügung, die die Grundlage für 
die Schaffung unterschiedlicher  
E-Government-Angebote sind (z. B. Wis-
sensdatenbanken, Formularservice, Be-
zahldienste, Signaturverfahren, Verschlüs-
selungsdienste). 

� Kommunikationsstandards 

Zur Erleichterung von Transaktion und In-
teraktion zwischen Nutzern von  
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Ziel 8: 
 
Die Arbeitssituation der Mitarbeiter in der 
Landesverwaltung wird zur Erhöhung der 
Motivation verbessert. 

 

Ziel 9: 

 

Die Mitarbeiter sind auf die Anforderun-
gen von E-Government vorbereitet. 

E-Government-Verfahren werden Kommu-
nikationsstandards für die öffentliche Ver-
waltung (z. B. XÖV-Standards16) angewen-
det. 

 

 

Motivierte Bedienstete sind Voraussetzung 
für das Funktionieren der öffentlichen Ver-
waltung. E-Government im Freistaat soll 
dazu beitragen, dass sich die Arbeitssitua-
tion in der Landesverwaltung verbessert. 

Die durchgängige elektronische Abbildung 
des Verwaltungshandelns mit Hilfe moder-
ner Informations- und Kommunikations-
technologien und ausgereifter sowie intelli-
genter Fachverfahren verkürzt und verein-
facht Arbeitsabläufe und ermöglicht damit 
eine effektivere Aufgabenwahrnehmung. 

Anwendungen zum Wissensmanagement 
(Wissens- und Informationsdatenbanken) 
unterstützen die Bediensteten bei ihrer Ar-
beit und erhöhen die Qualität von Verwal-
tungsentscheidungen. 

                                                           
16 XÖV ist ein föderal erarbeiteter Standard der von der 
Koordinierungsstelle für IT-Standards (KoSIT) betreut 
wird. 

Die sichere elektronische Kommunikation 
und Vorgangsbearbeitung ermöglicht eine 
orts- und zeitunabhängige Aufgabenerledi-
gung (z. B. Heim- und Telearbeitsplätze, 
flexible Arbeitszeitregelungen). 

 

 

E-Government kann nur erfolgreich betrie-
ben werden, wenn die Bediensteten die  
E-Government-Verfahren akzeptieren und 
diese entsprechend ihrem Zweck auch ein-
setzen können. Deshalb werden die Be-
diensteten und ihre Interessenvertretungen 
über E-Government-Aktivitäten informiert 
und in Verfahrensentwicklungen einbezo-
gen. 

Die gezielte Vorbereitung der Bediensteten 
auf die Anforderungen von E-Government 
ist Grundlage für eine nachhaltige Verwal-
tungsmodernisierung. Im Rahmen der Mit-
arbeiterausbildung wird deshalb auch die 
Vermittlung von Wissen zu IT- und  
E-Government-Themen angemessen und 
anforderungsgerecht berücksichtigt. 

Die Aufgeschlossenheit gegenüber einer 
IT-gestützten Aufgabenwahrnehmung ist 
eine Schlüsselkompetenz bei der Einstel-
lung neuer Landesbediensteter. 
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Ziel 10: 
 
Kooperationen werden im Rahmen von 
strategischen Allianzen genutzt. 

Durch Schulungen und Weiterbildungs-
maßnahmen werden Erwerb und Erhalt der 
IT- und E-Government-Kompetenz der Be-
diensteten sichergestellt. Für diese Maß-
nahmen werden ausreichende finanzielle 
und personelle Ressourcen zur Verfügung 
gestellt. 

Gezielte Maßnahmen zur Fachkräftegewin-
nung sollen sicherstellen, dass der Bedarf 
an qualifiziertem IT-Personal in der Lan-
desverwaltung auch in Zukunft gedeckt 
werden kann. Der öffentliche Dienst muss 
insbesondere für IT-Personal attraktiver ge-
staltet werden, um mit der freien Wirtschaft 
konkurrieren zu können, vgl. auch  
§ 3 ThürEGovG. Zudem wird die Etablie-
rung einer eigenen Laufbahn an-
gestrebt. 

 

 

Der Freistaat setzt in Zukunft stärker auf 
Kooperationen mit anderen Bundesländern, 
Verwaltungen oder mit externen  
IT-Dienstleistern. Vielfach können die 
wachsenden Aufgaben so wirtschaftlicher 
erledigt und Synergien verbessert werden. 
 
 
 

� Bund und Länder 

Der Freistaat stimmt sich beim weiteren 
Ausbau von E-Government mit dem Bund 
und anderen Ländern ab. 

Zum Effizienz- und Synergiegewinn sowie 
zum Abbau technischer Hürden sollen vor 
allem die Möglichkeiten einer gemeinsamen 
Nutzung von IT-Systemen und die Über-
nahme bereits etablierter E-Government-
Anwendungen ausgeschöpft werden. Ins-
besondere ist im Rahmen der Einführung 
neuer Lösungen stets zu prüfen, ob bereits 
vorhandene bzw. praktizierte Lösungen 
übernommen werden können. 

So wurde beispielsweise eine Kooperati-
onsvereinbarung zwischen dem Freistaat 
Thüringen und dem Freistaat Bayern auf 
dem Gebiet des Scannens von Papiersteu-
ererklärungen geschlossen.  

Weiterhin haben die Länder Thüringen und 
Hessen vereinbart, durch eine Kooperation 
im gemeinsamen IT-Betrieb der steuerli-
chen Automationsverfahren Vorteile in der 
Erhöhung der Betriebsstabilität und -
qualität, der Risikoabsenkung und der Wirt-
schaftlichkeit zu realisieren. 

Thüringen und Niedersachsen setzen auf 
eine Kooperation zur gemeinsamen Nut-
zung und Weiterentwicklung des universell 
einsetzbaren Antragsmanagementsystems 
„Governmental Operating System (GovOS)“ 
sowie der gemeinsamen Entwicklung und 
Bereitstellung weiterer E-Government-
Basisdienste.  

� Ressorts 

Ressortübergreifende E-Government-Maß- 
nahmen und Beschaffungen von  
IT-Systemen werden in enger Abstimmung 
des Beauftragten des Freistaats für  
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E-Government und IT mit den Ressorts ge-
plant. Ziel ist es, gemeinsame Lösungen zu 
finden und zu realisieren. 

Zur Vermeidung von Doppelentwicklungen 
und einer besseren Abstimmung im Bereich 
von Schnittstellen oder anderer Berüh-
rungs- punkte werden Informationen zu lau-
fenden Projekten und bestehenden elektro-
nischen Verwaltungsverfahren in einer res-
sortüber- greifenden Projekt- und Verfah-
rensdatenbank bereitgestellt. 

� Kommunen 

Geeignete E-Government-Anwendungen 
werden auch für den kommunalen Bereich 
zentral zur Nachnutzung verfügbar ge-
macht. Die Möglichkeiten einer verstärkten 
und vertrauensvollen Zusammenarbeit im 
E-Government sollen genutzt werden. 

Um die kommunalen Belange von vornhe-
rein berücksichtigen zu können, wird der 
kommunale Bereich an der Entwicklung 
entsprechender E-Government-Lösungen 
und IT-Infrastrukturen beteiligt. 

Im Sinne eines kooperativen Vorgehens 
wird die Zusammenarbeit im „Beirat Kom-
munales E-Government“ weiter intensiviert, 
vgl. auch § 27 ThürEGovG. 

Nähere Ausführungen sind dem Kapitel 
„Zusammenarbeit mit den Kommunen“ zu 
entnehmen.  

� Wirtschaft 

Die Konzeption unternehmensorientierter  
E-Government-Angebote erfolgt in enger 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft. Dem-
entsprechend wird die themenbezogene 
Kooperation mit der Wirtschaft weiter aus-
gebaut, um langfristig den E-Government-
Entwicklungsprozess zu stärken. 

Bei der Entwicklung neuer E-Government- 
Angebote und dem Betrieb von  
IT-Verfahren werden, sofern dem keine Si-
cherheitsanforderungen entgegenstehen 
und dies wirtschaftlicher ist, private Unter-
nehmen einbezogen. 

� Forschung und Lehre 

Der Freistaat bietet den Universitäten, 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
an, bei der Entwicklung und Evaluation von  
E-Government-Anwendungen mitzuwirken. 
Dies stärkt den Innovationsstandort Thürin-
gen. 

 

Zur Umsetzung der Ziele sind umfangreiche Investitionen notwendig. So haben sich u. a. die Mi-
nisterpräsidenten der Länder auf ein Digitalisierungsbudget i. H. v. insgesamt 180 Mio. Euro für 
die Jahre 2020 bis 2022 verständigt, welches vom Bund und den Ländern gemeinsam zu finan-
zieren ist.  

Darüber hinaus sind weitere Investitionen auf allen föderalen Ebenen notwendig, um bei der Digi-
talisierung im internationalen Vergleich künftig einen der Spitzenplätze einzunehmen, wie von der 
Bundesregierung gefordert.  
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Zentrale E-Government- und 
IT-Organisation 

Die Organisationsstrukturen für ressort- 
übergreifende Aufgaben im Freistaat sind 
zentralisiert und werden den Anforderungen 
von E-Government und dem IT-Einsatz in 
der Landesverwaltung gerecht. 

Die organisatorischen Anforderungen rich-
ten sich an folgenden Maßgaben aus: 

� klare Aufgabendefinition und Regelung 
von Zuständigkeiten, 

� Zentralisierung von geeigneten Aufga-
ben, 

� Bündelung von Kompetenzen, 

� kurze Entscheidungswege und einfache 
Durchsetzbarkeit von Entscheidungen, 

� einfache und effektive Abstimmungspro-
zesse, 

� effiziente Umsetzung und 

� Unterstützung der aktiven Zusammenar-
beit zwischen den beteiligten Akteuren.  

Deshalb erfolgt die ressortübergreifende 
Steuerung des E-Governments und der IT 
in der Landesverwaltung durch den Beauf-
tragten des Freistaats Thüringen für  
E-Government und IT (Chief Information 
Officer - CIO)17. Dieser trägt die strategi-

                                                           
17 Vgl. Tz. 3.1. der Thüringer Organisationsrichtlinie für 
E-Government und den IT-Einsatz und § 28 ThürEGovG 

sche Gesamtverantwortung für  
E-Government und den IT-Einsatz in der 
Landesverwaltung. Er ist für die Wahrneh-
mung folgender Aufgabenkomplexe zu-
ständig: 

� ressortübergreifende E-Government- und 
IT-Strategie, 

� ressortübergreifende Informationssicher-
heit und 

� ressortübergreifende operative Frage-
stellungen des E-Governments und des 
IT-Einsatzes in der Landesverwaltung 
(einschließlich Fachaufsicht über den  
IT-Landesdienstleister). 

Dabei wird er von einer zentralen Organisa-
tionseinheit, der Koordinierungsstelle für  
E-Government und IT unterstützt18. 

Wichtige strategische Entscheidungen wer-
den auf Ebene eines Lenkungsausschus-
ses der Zentralabteilungsleiter der Staats-
kanzlei und der Ministerien erörtert und ab-
gestimmt19. 

Für die Abstimmung ressortübergreifender 
operativer Fragestellungen zum E-Govern-
ment und zum IT-Einsatz steht der Arbeits-
kreis E-Government und IT mit den auf Re-
feratsleiterebene benannten Koordinatoren 

                                                           
18 Vgl. Tz. 3.2. der Thüringer Organisationsrichtlinie für E-
Government und den IT-Einsatz 
19 Vgl. Tz. 3.5. der Thüringer Organisationsrichtlinie für E-
Government und den IT-Einsatz 
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der Staatskanzlei und der Ministerien zur 
Verfügung20.  

Für strategische Abstimmungen zwischen 
der Landesverwaltung und der kommuna-
len Ebene steht der Beirat Kommunales  
E-Government zur Verfügung21.  

Alle Gremien verfügen über eine Ge-
schäftsordnung. Weitere Details sind der 
Thüringer Organisationsrichtlinie für  
E-Government und den IT-Einsatz zu ent-
nehmen.  

Der Informationssicherheitsbeauftragte des 
Freistaats Thüringen wird vom CIO benannt 
und unterstützt diesen bei der Ausübung 
seiner Verantwortung im Bereich Informati-
onssicherheit22.  

Die Umsetzung eines effektiven Informati-
onssicherheitsmanagements (ISM) erfolgt 
durch ein ISM-Team, bestehend aus den 
Informationssicherheitsbeauftragten der 
Ressorts und dem Informationssicherheits-
beauftragten des Freistaats. 

Das TLRZ unterstützt als zentraler  
IT-Dienstleister die Landesverwaltung bei 
der Erledigung ihrer Aufgaben mit Hilfe des 
Einsatzes von IT und mit weiteren Dienst-
leistungen23.  

Auf Grund der zunehmenden Bedeutung 
der Digitalisierung der Verwaltung hat das 
Kabinett am 5. Juni 2018 beschlossen, 
halbjährlich eine Kabinettsitzung der Thü-
ringer Landesregierung als Digitalisierungs-
kabinett auszugestalten. 

                                                           
20 Vgl. Tz. 3.6. der Thüringer Organisationsrichtlinie für  
E-Government und den IT-Einsatz  
21 Vgl. Tz. 3.8. der Thüringer Organisationsrichtlinie für  
E-Government und den IT-Einsatz und § 27 ThürEGovG 
22 Vgl. Tz. 3.3. der Thüringer Organisationsrichtlinie für  
E-Government und den IT-Einsatz 
23 Vgl. Tz. 3.7. der Thüringer Organisationsrichtlinie für  
E-Government und den IT-Einsatz 

In dieser Sitzung sollen vorrangig Vorlagen 
aus den Bereichen Digitalisierung,  
E-Government und Verwaltung 4.0 behan-
delt werden.  

Der CIO vertritt den Freistaat im Rahmen 
seiner Zuständigkeit gegenüber dem Bund 
und anderen Ländern. Er nimmt insbeson-
dere die Vertretung des Freistaats im IT-
Planungsrat wahr. Der IT-Planungsrat ist 
das zentrale Gremium für die föderale Zu-
sammenarbeit im Bereich E-Government 
und IT. Die Einrichtung und Aufgaben des 
IT-Planungsrats sind im „Vertrag über die 
Errichtung des IT-Planungsrats und über 
die Grundlagen der Zusammenarbeit beim 
Einsatz der Informationstechnologie in den 
Verwaltungen von Bund und Ländern – 
Vertrag zur Ausführung von Art. 91c GG 
(IT-Staatsvertrag)“ festgeschrieben.  

Ausblick:  

Im Thüringer Landesverwaltungsamt sollen 
unter der Fachaufsicht des für  
E-Government und IT zuständigen Ministe-
riums in einem Kompetenzzentrum Verwal-
tung 4.0 künftig unterstützende Aufgaben 
im Bereich E-Government und IT wahrge-
nommen werden - insbesondere mit dem 
Schwerpunkt auf die kommunale Ebene. 

Die Zusammenarbeit mit dem Kommunen 
soll durch diverse Steuerungsgremien wei-
ter ausgebaut werden.  
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Umsetzung der Strategie 

Zur Erreichung der strategischen Ziele für  
E-Government und den IT-Einsatz in der 
Landesverwaltung bedarf es geeigneter 
sowohl übergreifender Maßnahmen als 
auch dezentraler Maßnahmen in den jewei-
ligen Zuständigkeitsbereichen der Landes-
verwaltung. 

Für die erforderlichen Maßnahmen erarbei-
ten die Staatskanzlei und die Ministerien 
unter Federführung des CIO einen strategi-
schen Maßnahmenplan (Aktionsplan), der 
unter Berücksichtigung des finanziellen 
Handlungsrahmens und der Handlungs-
notwendigkeiten Prioritäten setzt. Bei der 
Auswahl der Maßnahmen sind folgende Kri-
terien zu beachten: 

� Grad der Umsetzung eines oder mehre-
rer strategischer Ziele (z. B. Schaffung 
von Basisdiensten, Realisierung erhebli-
cher Einsparmöglichkeiten), 

� politischer Wille (Kabinettsbeschluss) 
und 

� Umsetzung verbindlicher Regelungen  
(z. B. EU-Richtlinien). 

Der gemeinsame Aktionsplan wird dem 
Lenkungsausschuss E-Government und IT 
zur Billigung vorgelegt. Die abschließende 
Beschlussfassung über den Aktionsplan ob-
liegt dem Kabinett. Der erste Aktionsplan 
wurde für 2016 erstellt. Seitdem wurden 
schon viele Maßnahmen umgesetzt. Der 
Aktionsplan wird jährlich fortgeschrieben.  

Der Beauftragte des Freistaats Thüringen 
für E-Government und IT berichtet jährlich 
über den Sachstand der Umsetzung. 

Dezentrale Umsetzungsmaßnahmen in den 
jeweiligen Zuständigkeitsbereichen der 
Landesverwaltung - etwa die Schaffung und 
Implementierung von Fachverfahren - wer-
den von den Maßnahmenträgern vorberei-
tet, abgestimmt und selbst verantwortet. Sie 
sind ebenfalls Bestandteil der gemeinsa-
men Maßnahmenplanung. 
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Zusammenarbeit mit den 
Kommunen 

Gemeinden / Städte und Landkreise sind 
Träger der kommunalen Selbstverwaltung 
und haben nach Art. 28 Abs. 2 Grundge-
setz und Art. 91 Abs. 1 und 2 der Verfas-
sung des Freistaats Thüringen das Recht, 
Aufgaben im Rahmen der Gesetze in eige-
ner Verantwortung zu regeln. 

Um die Digitalisierung der Verwaltung je-
doch weiter voranzubringen, ist eine enge 
Zusammenarbeit und Abstimmung zwi-
schen dem Land und den Kommunen not-
wendig.  

Vor dem Hintergrund der Herausforderun-
gen haben die Thüringer Landesregierung, 
vertreten durch das Thüringer Finanzminis-
terium, der Thüringische Landkreistag e. V. 
und der Gemeinde- und Städtebund Thü-
ringen e. V. am 16. Oktober 2018 eine 
Rahmenvereinbarung abgeschlossen. Mit 
dieser soll die Ebenen übergreifende Zu-
sammenarbeit zwischen dem Land und den 
Kommunen beim Auf- und Ausbau von  
E-Government-Strukturen in der Landes- 
und der Kommunalverwaltung im Freistaat 
Thüringen auf eine zukunftsfeste Grundlage 
gestellt werden. Die kommunalen Spitzen-
verbände empfehlen ihren Mitgliedern die 
auf der Grundlage dieser Vereinbarung 
gemeinsam erarbeiteten Maßnahmen um-
zusetzen.  

Das Land stellt den Kommunen zur Förde-
rung von E-Government und IT zusätzlich 
finanzielle Mittel in Höhe von bis zu  
80 Mio. € bereit. Mit dem Thüringer  
E-Government-Gesetz wurde dazu eine 
gesetzliche Grundlage zur Förderung ge-

schaffen, vgl. § 30 Abs. 3 ThürEGovG. Nä-
heres wird in der Richtlinie zur Förderung 
von E-Government und IT in Thüringer 
Kommunen (Thüringer E-Government-
Richtlinie – ThürEGovRL) geregelt. 

Im Thüringer Landesverwaltungsamt ent-
steht ab dem 1. Januar 2019 unter der 
Fachaufsicht des für E-Government und IT 
zuständigen Ministeriums ein Kompetenz-
zentrum Verwaltung 4.0. Dort werden künf-
tig unterstützende Aufgaben im Bereich  
E-Government und IT wahrgenommen. Den 
Schwerpunkt bildet zunächst die Digitalisie-
rung der kommunalen Verwaltung, um 
möglichst schnell erste Wirkungen errei-
chen zu können. Daher wird zunächst eine 
Konzentration auf die in Fachaufsicht des 
TFM umzusetzenden Aufgaben erfolgen:  

� Beratung der Kommunen hinsichtlich 
Umsetzung des OZG, insbesondere mit 
Hilfe von ThAVEL, 

� Vollzug der Förderrichtlinie des Thürin-
ger Finanzministeriums zum E-Govern-
ment und 

� Aufbau einer FIM-Landes- und Kommu-
nalredaktion. 

Das Thüringer Ministerium für Inneres und 
Kommunales hat ein entsprechendes Gut-
achten erstellen lassen und darauf basie-
rend ein Umsetzungskonzept verfasst.  


